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Bundeskongress wiedergewählt

 

P

olitik aufgefordert, das Auseinanderdriften der Gesellschaft zu stoppen 

 

Berlin.

 

Frank Richter, Vorsitzender der Gewerkschaft der Polizei in NRW, ist beim 

Bundeskongress seiner Gewerkschaft in Berlin erneut in den GdP

-

Bundesvorstand gewählt 

worden. Er wurde mit einer klaren Mehrheit als Schriftführer im

 Geschäftsführenden 

Bundesvorstand wiedergewählt.

 

Richter wertete dies nach seiner Wahl auch als Vertrauensbeweis und Anerkennung für die 

gewerkschaftliche Arbeit der GdP in Nordr

hein

-

Westfalen. Angesichts der gesellschaftlichen 

Veränderungen und wachsender Anforderungen an die Polizei müsse auch die Gewerkschaft der 

Polizei ihre Arbeit immer wieder selbstkritisch hinterfragen. 

 

Am Rande des Kongresses warnte Richter davor, die wac

hsenden gesellschaftlichen Probleme der 

Polizei vor die Füße zu legen. Die Politik sei aufgefordert, das Auseinanderdriften der Gesellschaft zu 

stoppen. Richter: „Die Polizeibeamten sind die ersten, die hautnah erleben, welche Konsequenzen die 

zunehmende s

oziale Spaltung hat.“ Junge Menschen ohne Ausbildungsplatz hätten das Gefühl, nicht 

gebraucht zu werden. Zukunftsangst entstehe, wenn Topmanager sich die Taschen voll stopfen und 

Milliardengewinne an der Börse durch Massenentlassungen machen. Das führe zu 

wachsenden 

Spannungen und nähre den Boden für demokratiefeindliche Tendenzen. 

 

Polizeiliches Einschreiten werde zugleich immer schwieriger.

 

Was solle eine allein erziehende Mutter davon halten, dass Ministerpräsident Rüttgers die CDU im 

Bund zu mehr sozial

er Gerechtigkeit aufrufe, während im CDU

-

regierten Nordrhein

-

Westfalen die 

Kindergartenbeiträge steigen? Die SPD rufe nach einem NPD

-

Verbot und wolle zur Vereinfachung 

dieses Verfahrens sogar Gesetze ändern. Ihr Bundesfinanzminister verkünde gleichzeitig w

eitere 

Steuergeschenke für Unternehmen, während den einfachen Leuten höhere Renten

-

 und 

Krankenklassenbeiträge zugemutet würden. „Die Politik hat ein dramatisches 

Glaubwürdigkeitsproblem“, kommentierte 

 

Frank Richter. Innere Sicherheit habe aber sehr viel 

mit Glaubwürdigkeit und Akzeptanz von Politik 

zu tun.

 

Mittwoch, 15.11. 2006
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Widersprüche gegen Weihnachtsgeldkürzungen 

 Musterklagen laufen und die Verfahren sind noch nicht endgültig abgeschlossen. Es ist noch nichts entschieden. Aber zur Wahrung der Rechte sind diese Widersprüche auch in diesem Jahr wieder dringend erforderlich. Ob letztendlich etwas dabei herauskommt, ist aber sehr fraglich. Es besteht kaum eine Aussicht auf Erfolg, denn es muss nachgewiesen werden, dass eine "amtsangemessene Alimentation ( Sozialhilfesatz, plus 15 % )" unterschritten wird. Also macht Euch wenig Hoffnungen.

Die Widersprüche müssen aber jedes Jahr (!) neu eingelegt werden, und zwar sowie beim Urlaubsgeld, wie auch beim Weihnachtsgeld. 

Unfallversicherung (im GdP-Beitrag enthalten)

Jedes  GdP-Mitglied ist durch seinen Mitgliedsbeitrag bei unserer Polizeiversicherung (PVAG) gegen Unfälle im Dienst und in der Freizeit versichert.

Bei  Unfalltod  innerhalb und außerhalb des Dienstes leistet die PVAG gemäß ihren allgemeinen Unfallversicherungsbedingungen einen Betrag von 2.000,- €.

Bei  gewaltsamen Tod im Dienst  durch eine vorsätzliche Straftat eines Dritten erhöht sich der Betrag auf die dreifache Todesfallsumme = 6.000.- €.

Bei  Vollinvalidität  durch einen Unfall innerhalb und außerhalb des Dienstes werden bis zu 3.000.- € gezahlt. Bei  Unfallteilinvalidität  stuft sich dieser Betrag entsprechend dem Grad der unfallbedingten Erwerbsminderung ab.

Wichtig:

Innerhalb von 48 Stunden nach einem Unfalltod muss das Ereignis der PVAG angezeigt werden. Ein entsprechendes Musterschreiben ist als Anlage VII beigefügt.

Kostenlose Hotline der PVAG:  0800 1352930

Die PVAG bietet die Möglichkeit der  Aufstockung  der im Mitgliedsbeitrag enthaltenen Unfallversicherung. Ehepartner sowie Kinder und Enkel können  ebenfalls preiswert versichert werden.

Wusstet Ihr schon, 

dass im Lande NRW für die GdP inzwischen über 180 Ansprechpartner in der GdP tätig sind.

Grünkohlessen
Nicht vergessen?  Der Termin steht ja fest..

Wir laden ganz herzlich zu dem jährlichen Grünkohlessen unserer GdP-Senioren mit Partner(innen) in das            GdP-Bildungszentrum „Fischerhütte“

Emsdetten-Austum
am  Mittwoch,  17. Januar 2007, ab 15:00 Uhr.

Wir wünschen Euch allen und Euren Angehörigen 

eine frohe und gesegnete Weihnacht 

und einen

Guten Rutsch ins neue Jahr.
  Euer

  Ansprechpartner für Senioren
-Jo. Paschke-
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Berlin. Frank Richter, Vorsitzender der Gewerkschaft der Polizei in NRW, ist beim Bundeskongress seiner Gewerkschaft in Berlin erneut in den GdP-Bundesvorstand gewählt worden. Er wurde mit einer klaren Mehrheit als Schriftführer im Geschäftsführenden Bundesvorstand wiedergewählt.
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Richter wertete dies nach seiner Wahl auch als Vertrauensbeweis und Anerkennung für die gewerkschaftliche Arbeit der GdP in Nordrhein-Westfalen. Angesichts der gesellschaftlichen Veränderungen und wachsender Anforderungen an die Polizei müsse auch die Gewerkschaft der Polizei ihre Arbeit immer wieder selbstkritisch hinterfragen. 


Am Rande des Kongresses warnte Richter davor, die wachsenden gesellschaftlichen Probleme der Polizei vor die Füße zu legen. Die Politik sei aufgefordert, das Auseinanderdriften der Gesellschaft zu stoppen. Richter: „Die Polizeibeamten sind die ersten, die hautnah erleben, welche Konsequenzen die zunehmende soziale Spaltung hat.“ Junge Menschen ohne Ausbildungsplatz hätten das Gefühl, nicht gebraucht zu werden. Zukunftsangst entstehe, wenn Topmanager sich die Taschen voll stopfen und Milliardengewinne an der Börse durch Massenentlassungen machen. Das führe zu wachsenden Spannungen und nähre den Boden für demokratiefeindliche Tendenzen. 
Polizeiliches Einschreiten werde zugleich immer schwieriger.
Was solle eine allein erziehende Mutter davon halten, dass Ministerpräsident Rüttgers die CDU im Bund zu mehr sozialer Gerechtigkeit aufrufe, während im CDU-regierten Nordrhein-Westfalen die Kindergartenbeiträge steigen? Die SPD rufe nach einem NPD-Verbot und wolle zur Vereinfachung dieses Verfahrens sogar Gesetze ändern. Ihr Bundesfinanzminister verkünde gleichzeitig weitere Steuergeschenke für Unternehmen, während den einfachen Leuten höhere Renten- und Krankenklassenbeiträge zugemutet würden. „Die Politik hat ein dramatisches Glaubwürdigkeitsproblem“, kommentierte 
Frank Richter. Innere Sicherheit habe aber sehr viel mit Glaubwürdigkeit und Akzeptanz von Politik zu tun.


Mittwoch, 15.11. 2006


